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Antwor t bi t te unter Anführung der  GZ an die Abteilungsmai l

 
 
 
 
Begutachtung: Änderung des Bankwesengesetzes u.a.; Stellungnahme II/1 
 
 
 
Zum übermittelten Entwurf des Gesetzes, mit dem das Bankwesengesetz u.a. geändert 
werden, nimmt die Frauen- und Gleichstellungssektion im Bundeskanzleramt zur 
Wirkungsfolgenabschätzung wie folgt Stellung: 
 
Die Reduktion des unterschiedlichen Anteils von Frauen und Männern in 
Entscheidungspositionen stellt einen Schwerpunkt der Gleichstellungspolitik dar um auf 
die Staatszielbestimmung der tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und Männern 
(Artikel 7 Abs. 2 B-VG) hinzuwirken. Dazu gehört auch die verstärkte Sichtbarmachung 
von Frauen in Entscheidungsgremien und ihre Teilhabe an Entscheidungsprozessen. 
 
Die Einführung eines Nominierungsausschuss, der u.a. eine Zielquote für das 
unterrepräsentierte Geschlecht in der Geschäftsführung und dem Aufsichtsrat 
festzulegen sowie eine Strategie zu entwickeln hat, um dieses Ziel zu erreichen (§ 29 Z 
4 Bankwesengesetz) wird daher ausdrücklich begrüßt. Ebenso positiv ist die 
Verpflichtung der Kreditinstitute in § 65a die Art und Weise der Einhaltung u.a. dieser 
Bestimmung auf ihrer Website zu veröffentlichen, zu sehen. 
 
Um diese, auf die Gleichstellung von Frauen und Männer hinwirkenden, Regelungen 
auch im Rahmen der Wirkungsfolgenabschätzung gebührend sichtbar zu machen, wird 
angeregt im Hinblick auf die Wirkungsdimension Gleichstellung die Auswirkungen in der 
Subdimension Entscheidungsgremien darzustellen. 
 
Dabei sollten auch die möglichen Auswirkungen auf die Gleichstellung von Frauen und 
Männern bei der Neueinrichtung eines Risikoausschusses in § 39d Bankwesengesetz 
berücksichtigt werden. 
 
Die Stellungnahme ergeht auch an das Präsidium des Nationalrates. 
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17. Mai 2013 
Für die Bundesministerin: 

JAUK 
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